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Merz‘ Abstimmungsschock: Der
Kanzlerkandidat in der Dauerkrise!
Der Bundestag hat den Unionsgesetzesentwurf zur

Begrenzung der Migration abgelehnt, was zu Spannungen
zwischen Parteien führte.

Berlin, Deutschland - Der Bundestag hat am 31. Januar 2025
den Gesetzentwurf der Union zur Begrenzung der Migration
abgelehnt. Dieses Ergebnis stellte einen erheblichen Rückschlag
für CDU-Chef Friedrich Merz dar, der nicht genügend Stimmen
sammeln konnte, um die Initiative durchzusetzen. Nach dieser
Niederlage kritisierte Merz die Grünen und die SPD scharf in
einer Sonderfraktionssitzung und warf der SPD vor, das
Wahlkampfthema Migration zu instrumentalisieren und nicht zu
Kompromissen bereit zu sein. Die Reaktionen auf das
Abstimmungsergebnis waren unterschiedlich und zeigten die
tiefe Spaltung innerhalb der politischen Landschaft.

Die AfD allerdings sah das Scheitern des Gesetzentwurfs als eine
„Implosion der Union“ und sprach von einer „Demontage“ Merz‘
als Kanzlerkandidat. Alice Weidel betonte, dass Merz kein
geeigneter Kanzlerkandidat sei, während Tino Chrupalla die
Frage aufwarf, ob nicht Angela Merkel die eigentliche
Kanzlerkandidatin sei. SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich
bezeichnete das Abstimmungsergebnis als „historische
Entscheidung“ und forderte die Wähler auf, bei der
Bundestagswahl am 23. Februar über Merz zu entscheiden.

Politische Reaktionen und Vorwürfe

Die Grünen reagierten erleichtert auf das Ergebnis, wiesen aber



auf „große Risse“ in der demokratischen Mitte hin. Britta
Haßelmann sprach von einem schwierigen Tag im Bundestag.
Auch Katharina Dröge der Grünen warf der Union vor, einen
Erpressungsversuch unternommen zu haben, während Robert
Habeck, Kanzlerkandidat der Grünen, Merz direkt für seinen
Umgang mit der Migrationspolitik kritisierte. Er warf dem CDU-
Chef vor, sein Versprechen, nicht mit der AfD
zusammenzuarbeiten, gebrochen zu haben und sprach von einer
dramatischen und bitteren Woche.

Darüber hinaus lobte Habeck die Abgeordneten, die
verhinderten, dass ein Gesetz mit Unterstützung der AfD
verabschiedet wurde. Diese politischen Spannungen und
Vorwürfe verdeutlichen die aktuelle Zerrissenheit in der
deutschen Politik, insbesondere im Umgang mit
migrationspolitischen Themen.

Migrationspolitik im politischen Kontext

Im Bürgerlichen Debattenfeld ist es wichtig, die grundlegenden
rechtlichen Rahmenbedingungen und gesellschaftlichen
Herausforderungen zu betrachten. Das Grundgesetz in
Deutschland garantiert Asylrecht für politisch Verfolgte, und eine
humanitäre Pflicht, Flüchtlinge vor Verfolgung, Krieg und Terror
aufzunehmen, ist unbestreitbar. Deutschland hat in der
Vergangenheit durch Zuwanderung aus anderen Ländern
Gewinn und wirtschaftliches Wachstum erfahren.

Die Notwendigkeit, irreguläre Migration zu reduzieren, ist jedoch
ebenfalls ein zentrales Anliegen. Laut einer Studie des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sind 54 % der in
Deutschland lebenden Geflüchteten erwerbstätig, was die
Bedeutung ihrer Integration in den Arbeitsmarkt unterstreicht.
Die Bundesregierung hat bereits umfassende Reformen im
Bereich Migration initiiert, um das Einwanderungsrecht zu
modernisieren und den Fachkräftemangel zu adressieren.

Die gegenwärtigen politischen Auseinandersetzungen um die



Migrationspolitik stehen vor dem Hintergrund europäischer
Verpflichtungen, die effektiven Schutz an Außengrenzen und
einheitliche Standards erfordern. Ziel ist es, ein funktionierendes
Asylsystem auszubauen, das sowohl den humanitären
Ansprüchen gerecht wird als auch eine geordnete Migration
ermöglicht.

Insgesamt bleibt die politische Diskussion um Migration und Asyl
angespannt und geprägt von inhaltlichen Differenzen, die
sowohl die Koalitionspartner als auch die Opposition betreffen.
Die kommenden Bundestagswahlen könnten entscheidende
Antworten auf diese drängenden Fragen liefern.
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